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Liebe Mitglieder,
liebe Freunde der CDL,

In den letzten Monaten gab es für die
Lebensrechtsbewegung, aber vor allem
für Menschen mit Behinderungen
schlimme Entscheidungen und Ent-
wicklungen. 

Trotz der Diskussion um die UN-Be-
hindertenrechtskonvention, die seit
über zwei Jahren für Deutschland
völkerrechtlich verbindlich ist und
jede Diskriminierung verbietet, hat
der Deutsche Bundestag mit der Zu-
lassung der Präimplantationsdiagnostik
(PID) die schlimmste Form der Dis-
kriminierung, nämlich die Tötung von
Menschen mit Behinderung, beschlos-
sen. 

Mit anderen Worten: Nur wer den
genetischen Ansprüchen der Eltern
entspricht, darf weiterleben.

Nicht selten haben die Befürworter
der PID mit dem Leid der Eltern ar-
gumentiert und damit, dass man da-
durch Spätabtreibungen verhindern
wolle. 

Durchaus nicht glaubwürdig wirkte
dies gerade bei jenen Abgeordneten,
die selbst nie etwas gegen Spätab-
treibung unternommen hatten oder

sogar die jetzige Abtreibungsregelung
beschlossen hatten. 

Dass die stärksten Befürworter der
PID zugleich die stärksten Befürworter
der embryonalen Stammzellforschung
sind, erweckt den Verdacht, dass es
bei vielen nicht um die Not der Eltern,
sondern um das durch  PID entstan-
dene „Abfallprodukt“ geht. 

Schon bald wird man fordern, behin-
derte Embryonen für die Forschung
nutzen zu dürfen.

Erwartungsgemäß gibt es auch keine
Initiative derer, die noch bei der De-
batte die Abtreibungwirklichkeit be
klagten, jetzt ernsthaft etwas dagegen
zu tun. Im Gegenteil! 

So wurde bekannt, dass das For-
schungsministerium im letzten Jahr
einem privaten Unternehmen 230.000
€ zahlte, um eine längst erforschte
Diagnostik, mit der man Menschen
mit Down-Syndrom möglichst früh-
zeitig mit ein paar Blutstropfen der
Mutter im Mutterleib aufspüren kann,
in Deutschland einzuführen.

Welchen Sinn soll denn ein solcher
Test haben, damit es gerechtfertigt
ist, soviel Steuergelder dafür auszu-
geben? 

Zum Verständnis: Menschen mit
Down-Syndrom „leiden“ nicht am
Down-Syndrom; sie haben nur ein
Chromosom mehr. Wenn, dann leiden
sie nur an den Reaktionen der Umwelt. 

Down-Syndrom ist auch keine Krank-
heit, die man „heilen“ kann. Bleibt
nur die Erfahrung, dass heute fast
alle ungeborenen Kinder, bei denen
Down-Syndrom festgestellt wird, ge-
tötet werden. 

Es geht also bei diesem Projekt nicht,
wie offiziell behauptet wird, um mehr
Schutz von Mutter und Kind, sondern
um die Rasterfahndung nach Men-
schen mit besonderen Eigenschaften. 

Wer mir aufgrund meiner öffentlichen
Kritik jetzt entgegenhält, ich würde
die Gesundheit von Mutter und Kind
gefährden, weil schwangere Frauen
sonst weiter Fruchtwasseruntersu-
chungen machen müssten, um von
der Behinderung ihres Kindes zu er-
fahren, vergisst, dass ich natürlich
auch gegen diese Form der Pränatal-
diagnostik bin. Schließlich sterben
jedes Jahr hunderte Kinder bei diesen
Untersuchungen.

Darüber hinaus ist ein Gentest, der
nur nach Down-Syndrom bei unge-
borenen Kindern fahndet, schon heute
nach dem Gendiagnostikgesetz ver-
boten, weil er weder einen medizini-
schen noch therapeutischen Nutzen
hat. Von daher sollte die Politik prüfen,
warum massenhaft gegen das Gesetz
verstoßen wird.

Die Lebensrechtsbewegung hat er-
kannt, dass wir uns in einem harten
Kampf um die Menschenwürde be-
finden, der inzwischen weit über das
Thema Abtreibung hinaus geht. 

Schließlich zeigt dies auch die Ethik-
preisverleihung an Peter Singer vor
ein paar Monaten in Frankfurt, der
sogar die Freigabe der Tötung be-
hinderter Kinder nach der Geburt be-
fürwortet.

Ach ja – und ein Tag nach der PID-
Debatte fand die Diskussion um die
UN-Behindertenrechtskonvention im
Bundestag statt  - vor fast leerem
Haus und kaum öffentlichem Inte-
resse.

Mit herzlichen Grüßen!

Ihr

Behindertenbeauftragter der
Bundesregierung
Stellv. Bundesvorsitzender der CDL
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Podiumsdiskussion zum

demographischen Wandel

in Berlin

Die jüngste große Veranstaltung der
CDL Berlin fand in den Räumen  der
Konrad-Adenauer-Stiftung statt: eine
Podiumsdiskussion zum Thema „Der
demografische Wandel – Schicksal
oder Entscheidung? Fakten und Ana-
lysen zur Bevölkerungsentwicklung in
Deutschland“. 

Eingeleitet wurde der Abend durch
den Berliner CDL-Landesvorsitzenden
Stefan Friedrich mit einem Vortrag
von Michael Ortmann, Professor für
Wirtschaftsmathematik   und Schatz-
meister der Berliner CDL. 

In einer anschaulichen Präsentation
führte er die markanten Änderungen
der Bevölkerungsstruktur der letzten
50 Jahre in einem Ost-West-Vergleich
vor.  

Die gerade für die Altersversorgung
immer virulenter werdende Problematik
eines kontinuierlichen Geburtenrück-
gangs, dem eine immer höhere Le-
benserwartung gegenübersteht, wurde
durch entsprechende Zahlen konkre-
tisiert: 

Allein in den letzen 15 Jahren sank
die Geburtenrate um 15 % auf eine
absolute Zahl von jährlich 680.000;
hinzuzurechen sind 110.000 Abtrei-
bungen, die eine weitere Verschärfung
der demografischen Probleme bewir-
ken.

Bemerkenswert dabei: Rund 97% aller
Abtreibungen werden aufgrund der
Beratungsregelung durchgeführt, nur
die restlichen 3 % sind medizinisch
indiziert.

Als besonders eindrücklich erwies
sich eine Simulation der voraussicht-
lichen Entwicklung des Altersquotien-
ten. Während sich das der-zeitige Ver-
hältnis von Erwerbstätigen zu Rentnern
auf 1000 : 347 beziffert, errechnete
Herr Ortmann nahezu eine Verdopp-
lung des Altersquotienten auf fast
70 % für das Jahr 2050. 

In verschiedenen ›Rechenszenarien‹
verdeutlichte er schließlich die Aus-
weglosigkeit, dieser Entwicklung wirk-
sam gegenzusteuern. Keiner der von
ihm vorgeführten ›Lösungsansätze‹
(so etwa eine utopische Geburtenziffer
von 6 Kindern pro Frau) erwies sich
(jeweils für sich allein genommen) als
praktikabel. 

Der demografische Wandel sei dem-
nach eine Herausforderung, der ein
grundlegendes gesellschaftliches Um-
denken notwendig mache und ein
neues solidarisches Miteinander er-
fordere.

Der instruktive Vortrag leitete zu einer
lebhaften Diskussion über, die von
Dr. Christoph Lehmann, Landesvor-
standsmitglied der CDU Berlin, mo-
deriert wurde. 

Daneben hatten auf dem Podium un-
sere Bundesvorsitzende Mechthild
Löhr Platz genommen sowie Stefan
Schlede, ehem. bildungspolitischer
Sprecher der Berliner CDU-Fraktion
-  und Victoria E. Pollmann, Mitglied
des Landesvorstandes der Jungen
Union (siehe Foto).

Als Ursache für die späte Familien-
planung junger Erwachsener benannte
Frau Pollmann insbesondere eine pri-
mär an beruflichem Erfolg ausgerich-
tete ›Selbstverwirklichung‹; Kinder
würden vielmehr als Karrierehindernis
wahrgenommen. 

Dieser Eindruck wurde durch Beiträge
aus dem Publikum ergänzt, in denen
ein verbreitetes Gefühl fehlender –
auch ganz konkret finanzieller – Si-
cherheit innerhalb der jüngeren Ge-
neration zum Ausdruck kam; ebenso
wurde mehrfach auf das hohe Er-
werbseintrittsalter verwiesen. 

Insgesamt zeichnete sich in der Dis-
kussion die Notwendigkeit ab, die Fa-
milie als solche entschiedener mit po-
sitiven Werten zu belegen. Frau Löhr
machte auf Umfragen aufmerksam,
in denen Paare die Zeit der  Kinder-
erziehung als »glücklichste Lebens-
phase« bezeichneten; ebenso habe
sich gezeigt, daß mehrheitlich erst
die Ehe die Grundlage bilde, in der
ein Kinderwunsch heranreife. 

Das Schlußwort sprach die Kreisvor-
sitzende der Frauen-Union Berlin-
Mitte, Juliane Leinitz-Mierzwa, bevor
die Diskussion bei einem gemütlichen
Umtrunk fortgesetzt wurde.

Benedikt Boyxen

CDL gratuliert ehem. Bundes-

vorstandsmitglied Claus Jäger

zum 80. Geburtstag

Claus Jäger war von 1972 bis 1994
Mitglied des deutschen Bundestages.

Von seiner großen politischen Erfah-
rung profitierte die CDL von Anbeginn
ihres Bestehens.

So war er als Pressesprecher lange
Jahre Mitglied des geschäftsführenden
Bundesvorstandes.

Seine Anträge und Reden zum Le-
bensrecht im Deutschen Bundestag
sowie auf CDU-Parteitagen stießen
immer auf große Aufmerksamkeit; da-
bei scheute er keine Auseinanderset-
zung.

Seit Gründung der CDL in Baden-
Württemberg ist Jäger dort stellv. Lan-
desvorsitzender.

Er engagiert sich zudem im Vorstand
des CDL-Bezirksverbands Württem-
berg-Hohenzollern und im CDL-Kreis-
verband Ravensburg.

In der CDU gründete er das Christ-
lich-Konservative Deutschland-Forum
(CKDF) und im Bistum Rottenburg/
Stuttgart den Katholischen Aktionskreis
für das Leben (KAL).

Wir sind Herrn Jäger sehr dankbar,
daß er seine große Kompetenz und
seinen reichen Wissensschatz bis auf
den heutigen Tag bei der CDL einbringt. 

Wir wünschen unserem verdienten
Mitstreiter Gottes reichen Segen, Ge-
sundheit und noch viele Jahre im Krei-
se seiner lieben Familie.

Bitte beachten Sie unsere
beiliegende Einladung zur

CDL-Bundesmitgliederver-
sammlung am 15. Oktober

in Königswinter
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Zeitungsbericht aus der

„Augsburger Allgemeinen“     

Ein Zeichen für das Leben
setzen

CDL möchte in Ichenhausen 
ein Denkmal errichten.  

Von Irmgard Lorenz

Bekommt Ichenhausen ein „Denkmal
für das Leben“?  - „Was wir uns er-
träumt haben, es kann Wirklichkeit
werden“, sagte die Initiatorin Hilde-
gard Regensburger, die als Kreis-
vorsitzende der CDL (Christdemo-
kraten für das Leben) bei der Jah-
resversammlung dieses Projekt vor-
stellte. 

Mit einem solchen Denkmal wolle
man „ein Zeichen setzen für das
Leben in jeder Facette“, so Regens-
burger, „es geht immer um die Würde
des Menschen.“

Hans Klement, Bürgermeister von
Ichenhausen und CDL-Mitglied, stell-
te in der Ichenhauser Mutter-Kind-
Einrichtung „Haus Martha“ die Idee
vor, mit der sich Hildegard Regens-
burger, Kreisvorsitzende der CDL
und Vorsitzende des Förderkreises
„Ja zum Leben“ (Träger von „Haus
Martha“) Ende des vergangenen
Jahres an ihn gewandt hatte. 

Ein Denkmal für das Leben solle
ein Zeichen setzen angesichts des
Wertewandels, sagte Klement. Er
finde es „eigentlich traurig, dass
man solche Offensiven für das Leben
auf den Weg bringen muss“, dass
man mehr und mehr an Würde und
Kostbarkeit des Lebens erinnern
müsse.

„Man hat so viele Denkmäler“, warb
Klement für die Idee von Hildegard
Regensburger, „aber für das Wich-
tigste gibt es kaum Denkmäler.“ 

Dass das Vorhaben noch ziemlich
am Anfang steht, zeigte sich in der
Jahresversammlung der CDL. Zwar
wurde der Gedanke, ein solches
Denkmal in Ichenhausen zu errich-
ten, positiv aufgenommen, er warf
aber auch eine ganze Reihe von
Fragen auf –  nicht zuletzt die Frage
nach der Finanzierung. Denn die
CDL im Landkreis Günzburg ist nicht
gerade auf Rosen gebettet (...).

Auch wenn ein Denkmal für das
Leben nach Ansicht der Kassen-
prüferin Elisabeth Lutz „Ichenhausen
sehr gut anstehen würde“, so ist in
ihren Augen doch die „Kostenfrage
vorrangig“. 

„Wir wollen Verbündete suchen“,
appellierte die CDL-Kreisvorsitzende
an das Dutzend Anwesende bei der
CDL-Jahresversammlung.

Auch den Förderkreis „Ja zum Le-
ben“, an dessen Spitze ebenfalls
Hildegard Regensburger steht, wolle
man für das Projekt gewinnen. Den
CDL-Kreisverband sehe sie als Im-
pulsgeber, Unterstützung aus vie-
lerlei Kreisen sei „sehr erwünscht“.

Dass es „von der Idee bis zur Ver-
wirklichung ein Stück Weg ist“, mach-
te Hans Klement deutlich. Er be-
richtete aber auch von Gesprä-chen
mit einer heimischen Künstlerin, die
sich über die Gestaltung des Denk-
mals Gedanken machen wolle. Nach
der grundsätzlich po-sitiven Aufnah-
me der Idee in der CDL könne man
jetzt Vorschläge von ihr erbitten.

„Richtig platziert“ könnte das Denk-
mal nach der katholischen Kirche
bei der Taufkapelle sein, so lautet
die Idee von Bürgermeister Klement. 

Das entspricht dem Wunsch von
Hildegard Regensburger nach einem
zentralen, belebten Standort für ein
Denkmal für das Leben. Ihr Wunsch:
„Es soll sichtbar sein. Es soll ansto-
ßen. Es soll auch gefallen.“ 

Tagung über „Autonomie 

am Ende des Lebens?“

2. Bioethisches Kolloquium 

am  29.9.2011 in Bensberg

Die Katholische Sozialwissenschaft-
liche Zentralstelle (KSA) in Mön-
chengladbach veranstaltet am Don-
nerstag, den 29. September, eine
fachlich fundierte Tagung über
„Selbstbestimmung“ am Lebensende,
auch über das vieldiskutierte Thema
einer ärztlichen Assistenz, wenn Pa-
tienten ihr Leben beenden wollen.

Das Thema („Autonomie am Ende
des Lebens  –  Sterbebegleitung als
Lebenshilfe?“) ist brisant und wird
immer aktueller angesichts zu-neh-
mender Tendenzen zur Euthanasie. 

Die Tagung bietet vielseitige und
kompetente Referenten: Dr. med.
Peter Liese, CDU-Europa-Abgeord-
neter, Dr. Dirk Lüddecke (Mün-
chen), Prof. Dr. med. Giovanni Maio

(Freiburg), Prof. Dr. med. Armin

Schmidtke, der Jurist Rainer Beck-

mann und der Theologe Dr. Arnd

Küppers.

Tagungsstätte ist das Kardinal-Schul-
te Haus in Bensberg, Overather-Str.
51.

Das Kolloquium beginnt um 10,30
Uhr und endet um ca 18 Uhr.

Der Tagungsbeitrag beträgt 25 €
(inkl. Mittagessen und Kaffeepause)
und wird am Empfang vor dem Sit-
zungssaal beglichen.

Anmeldung erbeten:
info@ksz.de oder
per Telefon: 02161-815960

Infostand beim Kongreß 

„Freude am Glauben“

Der Stand der CDL zog beim Kongreß
„Freude am Glauben“, der in diesem
Jahr mit über 1000 Teilnehmern in
Karlsruhe stattfand, wieder zahlreiche
Besucher an. 

Auffallend viele junge Teilnehmer zeig-
ten Interesse an unseren Lebens-
rechtsthemen. Allgemein wurde die
große Enttäuschung über die Abstim-
mung im Deutschen Bundestag zur
PID artikuliert.
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TERMIn-Auswahl

29.9.: Tagung „Autonomie
am Ende des Lebens?“
in Bensberg

1.10.: CDL-NRW: Landes-
mit gliederversammlung in
Bochum-Stiepel mit
Vorstandswahl

1. - 2.10.: Infostand bei der
Bundestagung des RCDS

15.10.: CDL-Bundesmitglie-
derversammlung in Königs-
winter

21. – 23.10.: Deutschlandtag
der Jungen Union in Braun-
schweig mit CDL-Stand

14. – 15.11.: Bundespartei-
tag der CDU in Leipzig mit 
CDL-Infostand

Beratung und Hilfe 
für Schwangere

0180-36 999 63 · www.vita-l.de

Der Glaubenskongreß   forderte Bun-
despräsident Christian Wulff auf, das
im Juli vom Bundestag verabschiedete
Gesetz zur begrenz-ten Freigabe der
PID (PräImplantations-Diagnostik) nicht
zu unterzeichnen.

Diese Freigabe von Gentests an Em-
bryonen habe fatale Folgen, weil da-
durch die Würde des Menschen am
Anfang des Lebens einge-schränkt
werde, heißt es in einer am Wochen-
ende vom Kongreß verabschiedeten
Resolution.

Der Bundespräsident könne durch
eine Verweigerung der Unterschrift
diese verhängnisvollen Folgen noch
verhindern.  

USA: Erfolge 

für das Lebensrecht 

Während Präsident Barack Obama
seine Politik im Sinne der Abtreibungs-
befürworter ausrichtet, zeigen sich in
verschiedenen US-Bundesstaaten im-
mer mehr Erfolge für die Lebensrecht-
ler.

In der ersten Jahreshälfte 2011 haben
19 Bundesstaaten die Tötung unge-
borener Kinder mit insgesamt 80 neuen
Gesetzen erschwert.

In Dakota, Texas und Süd-Dakota
wurden Gesetze beschlossen, die ab-
treibungswilligen Frauen nach ihrem
ersten Besuch beim Frauenarzt eine
Wartezeit auferlegen.

In Texas müssen Frauen ab Septem-
ber 2011  vor der Abtreibung eine Ul-
trasschalluntersuchung vornehmen
lassen; der behandelnde Arzt muss
die Ultraschallbilder des ungeborenen
Kindes im Detail beschreiben. Danach
muß die Frau 24 Stunden warten. 

Wenn schwangere Frauen sähen, wie
das ungeborene Kind lächelt und
winkt, dann würden sie «Leben wählen
und die Abtreibungsindustrie wird Profit
verlieren», sagte eine Sprecherin von
«Recht auf Leben», Rachel Bohannon.   

Fünf Bundesstaaten schreiben nun-
mehr vor, daß Abtreibungen „nur“
mehr bis zur zwanzigsten Schwan-
gerschaftswoche ausgeführt werden
dürfen. Zuvor waren Abtreibungen bis
zur unabhängigen Lebensfähigkeit
des Kindes erlaubt, also mehrere Wo-

chen später.

Neue Gesetze befassen sich auch
mit der Finanzierung der Abtreibung.
Acht Staaten legten fest, daß Kran-
kenversicherungen nicht für Abtrei-
bungen zahlen dürfen, wenn sie an
den bei der nationalen Gesundheits-
reform entstehenden Versicherungs-
vermittlungsstellen teilnehmen wol-
len.

Fünf Staaten haben der abtreibungs-
freundlichen Organisation «Planned
Parenthood» (Mutterorganisation von
„Pro Familia“) die Finanzierungshilfe
ganz oder teilweise gestrichen. 

Diese Erfolge   resultierten vor allem
aus den Landtags und Gouverneurs-
Wahlen im November 2011. In 29
Staaten regieren seitdem Prolife-Gou-
verneure, in 15 Staaten stehen diesen
Gouverneuren Parlamente mit Lebens -

rechts-Mehrheiten zur Seite.

In mehreren Staaten sind noch weiter
reichende Gesetzentwürfe in Vorbe-
reitung. In Ohio hat eine Kammer des
Parlaments Mitte Juli 2011 für ein Ge-
setz gestimmt, Abtreibungen zu ver-
bieten, wenn beim Kind ein Herzschlag
festgestellt werden kann: das wäre in
der sechsten oder siebten Schwan-
gerschaftswoche.


